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InstItut für Gesellschaftsanalyse

«Weiter so» in unsicheren Zeiten
DIe BunDesrepuBlIk DeutschlanD vor Den 
BunDestaGswahlen Im septemBer 20171

Zwei Monate vor den Bundestagswahlen zeigt sich: Anders als in vielen ländern der europäischen union ste-
hen in der Bundesrepublik Deutschland die Zeichen auf Kontinuität. Die politischen und wirtschaftlichen eliten 
haben es hier während und nach der finanz- und Wirtschaftskrise sowie der Krise der europäischen Währungs-
union nach 2008 vermocht, größere Zusammenbrüche der deutschen Wirtschaft zu vermeiden und für stabi-
lität zu sorgen. es gab eine reihe von «schocksituationen»: die Bankenkrisen unmittelbar 2008/09, die Krisen 
des systems der eurozone (Zypern, spanien, Portugal und vor allem Griechenland) nach 2010 und die politi-
sche Krise, ausgelöst durch die sprunghaft ansteigende Zahl von Geflüchteten aus Kriegsgebieten im norden 
Afrikas sowie im nahen und Mittleren Osten 2015/16. In allen fällen wurde eine flexible Politik zur Verhinde-
rung eines unmittelbaren Zusammenbruchs der wichtigsten politischen und wirtschaftlichen Institutionen mit 
mittel- und langfristigen Maßnahmen verknüpft, die eine fortsetzung und festigung der bisherigen neolibe-
ralen Politik erlauben. Vom standpunkt der eliten der Bundesrepublik Deutschland aus betrachtet ist dies ein 
unbestreitbarer erfolg. 
es ist aber offen, ob diese Politik auch langfristig fortgesetzt werden kann oder ob sie den Boden für noch grö-
ßere Krisen bereitet hat, die ein «Weiter so» unmöglich machen. Im folgenden soll erstens ein kurzer rückblick 
auf die entwicklung der Bundesrepublik seit 1990 geworfen werden. Zweitens wird auf die situation Deutsch-
lands im europäischen und geopolitischen Kontext eingegangen, um die zentralen herausforderungen für die 
linke zu skizzieren. Drittens wird der bisherige Wahlkampf dargestellt und der mögliche Ausgang der Bundes-
tagswahlen skizziert. Viertens geht es um die strategische Orientierung der Partei DIe lInKe über die Bundes-
tagswahlen hinaus.

1 Der polItIsche kontext: InstaBIle staBIlItät

Die Bundesrepublik Deutschland ist im letzten Jahrzehnt zur führenden politischen und ökonomischen Macht 
in der europäischen union aufgestiegen. Die durch die hohen Kosten der Vereinigung der beiden deutschen 
staaten entstandenen Belastungen sind weitgehend bewältigt worden. seit ende der 1990er Jahre hat sich 
die Wirtschaft Deutschlands konsolidiert. Der starke exportsektor (mit den schwerpunkten Automobilindus-
trie, Maschinenbau und chemische Industrie) begann erneut zu expandieren. Die exportquote (Verhältnis von 
exporten zum Bruttosozialprodukt) liegt bei 46 Prozent, verglichen mit 30 Prozent in frankreich oder Großbri-
tannien, also ländern ähnlicher Größe). 2016 hatte Deutschland einen leistungsbilanzüberschuss von 8,5 Pro-
zent. es wird also Kapital in historischer Größenordnung exportiert und viele länder verschulden sich in der 
Konsequenz gegenüber Deutschland. Internationale Wirtschaftsorganisationen kritisieren die zu geringe In-
vestitionsquote in Deutschland und die zu niedrigen löhne und Gehälter vor allem im Dienstleistungsbereich. 
Dies geht insbesondere zulasten von frauen. 
Die Zahl der Beschäftigten in Deutschland hat einen historischen höchsttand erreicht. Die offizielle Arbeits-
losigkeit liegt nur noch bei knapp 6 Prozent. Die neoliberalen Arbeitsmarkt- und sozialreformen unter der von 
Kanzler Gerhard schröder (sPD) angeführten rot-grünen Bundesregierung haben eine Welle der rationalisie-
rung und flexibilisierung in Gang gesetzt. ein ergebnis davon: es gibt immer mehr prekäre Arbeitsverhältnis-
se (Teilzeit, scheinselbstständigkeit, leiharbeit usw.). Deutschland hat heute mit einem Anteil von 23 Prozent 
Geringverdienern an allen Beschäftigten nach litauen den größten niedriglohnsektor in der eu. Viele müssen, 
um über die runden zu kommen, trotz Vollerwerbstätigkeit Zuschüsse vom Arbeitsamt beziehen. Das renten-
niveau wurde drastisch gesenkt. Das traditionelle «Wohlfahrtsmodell» Deutschland mit seinem gesellschafts-
umfassenden sozialvertrag zwischen Kapital und Gewerkschaften wurde aufgekündigt. Die Kooperation bei-
der seiten, soweit sie noch vorhanden ist, verlagerte sich auf die unternehmen bzw. den exportsektor. 
seit 2005 wird die Bundesregierung von Angela Merkel und der cDu/csu geführt. War Angela Merkel 2005 im 
Wahlkampf noch mit einem ausgeprägt neoliberalen Programm angetreten, hat sie aus der damaligen Beina-
he-niederlage die schlussfolgerung gezogen, sich weitgehend auf ein sehr flexibles «Weiter so» zu verlassen. 
Die wesentlichen neoliberalen reformen wurden beibehalten und zum Teil ausgebaut, zugleich werden ihre 

1  Der folgende Text richtet sich vornehmlich an eine internationale leserschaft, um ihr einen eindruck von den aktuellen entwicklungen im Vorfeld der Bun-
destagswahlen 2017 in Deutschland zu vermitteln. übersetzte fassungen in englischer und spanischer sprache sind unter www.rosalux.de abrufbar. 
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konkreten folgen je nach politischer Konjunkturlage abgefedert oder weiter verschärft. International hat die 
jetzige Bundesregierung Deutschland als mittlere Macht mit europäischer und auch globaler Verantwortung 
positioniert. sehr erfolgreich ist sie dabei auf dem feld der sogenannten energiewende. Die Bundesrepublik 
vermeidet es bislang, sich an offensiven militärischen Interventionen zu beteiligen, die Bundeswehr nimmt 
aber an vielen internationalen militärischen Operationen (Afghanistan, Mali, Kosovo, Anti-Is-einsatz usw.) teil. 
Insgesamt sind knapp 3.200 deutsche soldatinnen und soldaten in solchen Missionen aktiv. 
Die konservativen schwesterparteien cDu/csu haben seit 2005 zweimal mit der sPD eine Große Koalition ge-
bildet (2005 bis 2009 und 2013 bis 2017). Von 2009 bis 2013 gab es eine Koalition mit der fDP, einer liberalen 
Partei, die aber seit 2013 aufgrund von starken stimmverlusten nicht mehr im Bundestag vertreten ist. Diese 
Konstellationen boten eine solide Basis dafür, die neoliberale Politik fortzusetzen, bei gleichzeitiger Anpassung 
und Weiterentwicklung. so wurde nach dem reaktorunfall von fukushima 2011 der Atomausstieg beschlos-
sen. Der Ausbau der erneuerbaren energien wird fortgesetzt, wenn auch in abgebremster form. Der Anteil von 
Braunkohle an der energieerzeugung ist unverändert hoch. Die sPD konnte in der gegenwärtigen regierung 
eine reihe von sozialpolitischen Verbesserungen durchsetzen, darunter die einführung eines Mindestlohns 
und die Abschwächung von härten beim renteneinstieg. Investitionen in die Pflege und die frühkindliche Bil-
dung wurden ausgebaut. Die parteipolitische Basis der jetzigen Politik ist groß. sie umfasst mit Ausnahme der 
Partei DIe lInKe und der AfD alle Parteien, die in umfragen hinsichtlich der im september anstehenden Bun-
destagswahlen bei über fünf Prozent liegen.
Innere sicherheit sowie die gesellschaftliche Integration von Zugewanderten sind zum wichtigsten Kon-
fliktfeld in der öffentlichen Diskussion geworden und haben das Thema soziale Gerechtigkeit auf Platz zwei 
verdrängt. Im Jahr 2015/16 kamen rund eine Million Geflüchtete nach Deutschland. Vor dem hintergrund von 
staatenzerfall und Bürgerkriegen im nahen und Mittleren Osten sowie nordafrika und eines krassen reich-
tumsgefälles in europa und vor allem zwischen europa und Afrika sowie Westasien nehmen die sorgen in 
der deutschen Bevölkerung hinsichtlich der damit verbundenen folgen zu. Islamophobe Bewegungen haben 
an stärke gewonnen. Terror gegen flüchtlinge und Terror im namen des Islams schaffen ein Klima von unsi-
cherheit und Angst. Dies verbindet sich mit der Verunsicherung vieler Arbeiterinnen und Arbeiter angesichts 
der negativen Auswirkungen einer neoliberalen Globalisierung und Wettbewerbspolitik. es kommt zu rassis-
tischen Ausgrenzungstendenzen in der Mitte der Gesellschaft. In Deutschland haben die Bewegung Pegida 
(«Patrioten gegen die Islamisierung des Abendlandes») und die Partei AfD («Alternative für Deutschland») die-
se Tendenzen artikuliert. es sind keinesfalls primär die sozial schwachen, die sich diesen Organisationen an-
schließen. Zugleich ist ein Zehntel der Bevölkerung in der solidaritäts- und unterstützungsarbeit für flüchtlin-
ge aktiv und drei Viertel können sich diesbezüglich ein persönliches engagement vorstellen. Die Mehrheit der 
in Deutschland lebenden befürwortet die Aufnahme von Geflüchteten und begreift diese als hilfe für Men-
schen in existenzieller not. Als Problem wird vor allem gesehen, dass die nachfrage nach Wohnraum durch 
Zuwanderung weiter zunimmt und die Politik viel zu wenig tut, um gegen die schnell steigenden Mieten in 
Ballungsräumen vorzugehen.
80 Prozent der Bürgerinnen und Bürger der Bundesrepublik bewerten die allgemeine wirtschaftliche lage 
Deutschlands und ihre persönliche finanzielle situation positiv. Dies ist ein spitzenwert im zeitlichen Vergleich 
und innerhalb der eu. unbehagen bereitet den Menschen vor allem die wachsende ungleichheit sowie deren 
negative wirtschaftliche Implikationen. forderungen an den staat, mehr soziale Gleichheit und eine öffentliche 
Daseinsvorsorge (Bildung, Gesundheit, rente, Pflege, energie, Transport usw.) zu gewährleisten, erfahren seit 
Jahren auf hohem niveau eine stabile unterstützung. Angesichts von hohen haushaltsüberschüssen steht 
derzeit im Zentrum der erwartungen an die Politik, haushalte mit niedrigem und mittlerem einkommen steu-
erlich zu entlasten. höhere einkommen und Vermögen dagegen sollten nach Mehrheitsansicht stärker belas-
tet werden, um vor allem Investitionen in die Zukunft zu tätigen, ohne neue schulden machen zu müssen. Der 
Beschluss Großbritanniens, die eu zu verlassen, hat in Deutschland die unterstützung für eine Politik der stär-
kung der eu erhöht. Zugleich wird erwartet, dass regulierungen durch eu-Institutionen, die als zu bürokra-
tisch gelten, abgebaut werden. Das Bewusstsein, dass die europäische Integration für Deutschland notwendig 
und nützlich ist und diese größere Anstrengungen und Aufwendungen erfordert, ist gewachsen. es gibt in der 
Bevölkerung nur eine relativ geringe Befürwortung von Militäreinsätzen, nur für den fall von akutem Völker-
mord oder einer Bedrohung der eu spricht sich eine Mehrheit dafür aus. Die Ablehnung von Waffenexporten 
ist hoch.
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2 DIe rolle Der BunDesrepuBlIk DeutschlanD In Der 
europäIschen unIon unD Im InternatIonalen kontext

nach der 1990 erfolgten Vereinigung der beiden deutschen staaten wurde die schon in den Jahrzehnten zu-
vor verfolgte Politik einer intensivierten Marktintegration der eu durch die Währungsunion verstärkt. Der ver-
schärfte offene standortwettbewerb innerhalb der union war aber nicht mit einem hinreichenden Ausbau der 
solidarischen Institutionen der eu und einer harmonisierung der steuer-, finanz- und Wirtschaftspolitik ver-
bunden. Da die eu ab 2004 zudem um viele staaten aus Mittel-, Ost- und südosteuropa erweitert wurde, ist 
eine Gemeinschaft mit erheblichen ungleichgewichten entstanden, die zum Teil immer massiver werden. Der 
umfang des eu-haushalts beträgt weiterhin nur etwa 1,2 Prozent des Bruttosozialprodukts der Mitgliedslän-
der, was unter den heutigen Bedingungen völlig unzureichend ist. Die verschiedenen regierungen der Bundes-
republik haben die Illusion verbreitet, eine erweiterung und Vertiefung der eu seien ohne größere Ausgleichs-
anstrengungen, darunter die solidarische unterstützung der schwächeren Mitglieder, möglich. Jeder staat 
wurde vor allem für die eigene Wettbewerbsfähigkeit und haushaltskonsolidierung haftbar gemacht. Dadurch 
stieg die Jungendarbeitslosigkeit in Griechenland oder spanien auf 40 Prozent und mehr. es kam zum Abbau 
elementarster sozialer sicherungssysteme (bei der Alters-, Gesundheits- und Wohnraumversorgung). In der 
Konsequenz driften die ökonomische und politische entwicklung vieler Mitgliedsländer auseinander. In eini-
gen werden demokratische Mindeststandards verletzt, standards, die Bedingung für die Aufnahmen in die eu 
waren (rechtsstaat, Gewaltenteilung, Anerkennung der un-flüchtlingskonvention usw.). Die eu versucht, mit 
einer Kombination aus Abschreckung (einrichtung von lagern für Geflüchtete, verstärkte Abschiebungen), Ab-
grenzung (Ausbau von sperranlagen und Kontrollen) sowie Abkommen mit den regierungen der Transit- und 
herkunftsländer die Zahl jener, die den Boden der eu erreichen, deutlich zu verringern.
Der Widerspruch zwischen neoliberaler Marktintegration und Ansätzen der Demokratisierung und stärkung 
der rechtsstaatlichkeit über Vorgaben der eu hat sich weiter verschärft. Zwar wurden einige funktionale Defi-
zite der Währungsunion abgebaut, aber keine wirklich solidarischen Mechanismen der gegenseitigen haftung 
und unterstützung entwickelt. Die Währungsunion wurde damit zu einem repressiven, außerdemokratischen 
Mittel zur Durchsetzung einer neoliberalen Politik: angefangen bei sozialen Kürzungen über die Privatisierung 
und den Ausverkauf nationalen eigentums an internationale (auch deutsche) Großkonzerne bis hin zur stär-
kung des finanzkapitals. Die Dominanz Deutschlands als stärkste Wirtschaftsmacht hat sich weiter gefestigt. 
ein wirksamer Widerstand linker Bewegungen und Parteien auf europäischer ebene ist ausgeblieben. Die lin-
ke hat es zu keiner Zeit vermocht, die Tagesordnung der Integration wesentlich zu beeinflussen. Dies zeigte 
sich vor allem in der finanz- und Wirtschaftskrise.
nach dem sieg des sozialliberalen Kandidaten emmanuel Macron und seiner Partei bei den Wahlen in frank-
reich sowie unter dem Druck des Brexit kann es in den nächsten Jahren zu Anpassungen in der Politik der eu 
kommen, um die genannten Probleme abzuschwächen und sukzessive zu bearbeiten. Dabei wird sich auch 
zeigen, ob die nach 2008 ergriffenen Maßnahmen, um das finanzsystem sicherer zu machen, ausreichen 
werden. Kritiker werfen dieser Politik vor, dass viele Banken immer noch zu groß sind, das system der schat-
tenbanken nicht eingedämmt worden und die eu-Bankenunion unzulänglich geblieben ist. ein Teil der staats-
schulden von Krisenländern hätte erlassen werden müssen. Zum ersten Mal sind im Gefolge einer finanz krise 
die Vermögen des oberen Zehntels der Gesellschaft und der superreichen deutlich gestiegen. Die Verluste 
hat allein die Mehrheitsgesellschaft (die 99 Prozent) getragen. eine erneute und noch schärfere finanzkrise ist 
möglich. Privatisierung, finanzialisierung und Ansätze neuer Deregulierung vergrößern diese Gefahr. Innerhalb 
der eliten wächst gegenwärtig das Bewusstsein, dass eine solche entwicklung nur verhindert werden kann, 
wenn über die autoritär-repressive Durchsetzung neoliberaler regeln hinaus auch die Investitionen gestärkt 
werden. Derzeit sind Ansätze einer gemeinsamen Wirtschafts- und strukturpolitik, der Ausbau der Infrastruk-
tur und die förderung der entwicklung strukturschwacher länder im Gespräch. Offen ist, ob dazu auch die Ver-
träge der europäischen union verändert werden. 
Auf jeden fall wird versucht, die militärische Achse der eu zu stärken und die Militärausgaben zu erhöhen. 
Derzeit wird ein militärisches Planungs- und führungszentrum aufgebaut. ende november 2016 legte die 
eu-Kommission außerdem Pläne für einen europäischen «Verteidigungsfonds» vor, der gemeinsame Investi-
tionen in forschung und entwicklung von «Verteidigungstechnologien» (z. B. elektronik, Metawerkstoffe, ver-
schlüsselte software und robotertechnik) und eine gemeinsame rüstungsbeschaffung fördern soll. Alle Maß-
nahmen in der Außen-, sicherheits- und Verteidigungspolitik sollen automatisch auch die nATO stärken bzw. 
deren Aufgabenspektrum ergänzen. 
Die nach 1990 betriebene Politik der Ostausdehnung von nATO und eu hat dazu geführt, dass gesamteuropä-
ische formen der Kooperation und gemeinsamen entwicklung unter einbeziehung von russland, Kasachstan 
und den Kaukasusstaaten schwach geblieben sind. Die eu erwies sich so als ein imperiales Projekt mit demokra-
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tischen Zügen und wirtschaftlicher Ausstrahlung. Zugleich wurde vor allem von der russischen regierung diese 
Ausdehnung als Bedrohung und als Versuch empfunden, das eigene land zu isolieren. russland hat darauf in 
den letzten Jahren wiederum mit einer Politik der militärischen stabilisierung und gezielten einbindung von staa-
ten in den postsowjetischen raum reagiert, die ihrerseits imperiale Züge trägt. Den umstürzen in der ukraine, bei 
denen die usA und die eu deutlich intervenierten, der Annexion der Krim durch russland und den Kämpfen in 
der Ostukraine begegnet die eu (unter der führung von Deutschland und frankreich) mit einer Kombination aus 
konfrontativen und strafenden Maßnahmen, wie der Verhängung eines embargos, und Bemühungen zur stillle-
gung der Konflikte. noch ist daraus keine neue wirksame Ostpolitik entstanden, die zu wirklicher entspannung 
und Kooperation führen würde. Weiterhin überwiegen Ansätze militärischer und politischer Konfrontation.
Mit der Wahl von Donald Trump in den usA im november 2016 hat sich eine schon lange abzeichnende ent-
wicklung verstärkt: Die eu wird in Zukunft nicht länger selbstverständlich unter der wohlwollenden imperialen 
Patronage der Vereinigten staaten stehen. Die sicherheitspolitischen, wirtschaftlichen und allgemeinen politi-
schen Interessen beider Machtblöcke laufen immer weiter auseinander. es waren gerade die Militärinterven-
tionen der usA, die die nachbarregionen der eu in Brand gesetzt haben oder deren Konflikte eskalieren ließen. 
Die Politik der Okkupation oder des regimewechsels in Afghanistan, im Irak, in libyen, in syrien und in der 
ukra ine sowie der Konfrontationskurs der usA gegenüber dem Iran haben eine situation erzeugt, die die eu 
unter enorme handlungszwänge setzt. Die bewusste Anheizung des Konflikts zwischen saudi-Arabien und 
dem Iran durch die Trump-regierung und die weitere massive Aufrüstung der region stellen die sicherheit der 
eu infrage. Viele ihrer Mitgliedstaaten haben die Politik der usA in der Vergangenheit offen unterstützt bzw. 
geduldet. Dies könnte sich jetzt ändern. In der deutschen Bevölkerung rangiert die usA mittlerweile weit hinter 
china, wenn es um die einschätzung geht, welches land heute noch ein vertrauenswürdiger Partner ist. noch 
gibt es keine überzeugenden strategischen Antworten auf die veränderte internationale lage.

3 DIe parteIenlanDschaft vor Den  
BunDestaGswahlen 2017

Das Jahr 2017 begann mit einer politischen überraschung: Der bisherige Vorsitzende der sPD, sigmar Ga-
briel, verkündete seinen rückzug vom Amt, und der frühere Präsident des europäischen Parlaments, Martin 
schulz, trat als Kanzlerkandidat der sPD an. er wurde mit 100 Prozent der stimmen zum neuen Vorsitzender 
der sPD gewählt. Kurzzeitig hatte die sPD die cDu/csu in Wahlumfragen überholt und Martin schulz auf der 
Beliebtheitsskala vor Angela Merkel gelegen. Viele jüngere Bürgerinnen und Bürgern wandten sich der sPD zu. 
Plötzlich keimte die hoffnung auf einen Politikwechsel auf. Martin schulz hatte soziale Gerechtigkeit in den Vor-
dergrund seiner ersten Wahlkampfauftritte gestellt und auch die rücknahme von elementen der neoliberalen 
reformen des sPD-Kanzlers Gerhard schröder zugesagt. In wenigen Monaten aber kehrte sich die stimmung 
wieder um. erreichte die sPD bei umfragen im April dieses Jahres noch 32 Prozent, sind es jetzt 25 Prozent. 
Zum einen war der führungswechsel in der sPD offenkundig nicht hinreichend inhaltlich vorbereitet. Zum an-
deren bleiben die Differenzen zur jetzigen Politik hinter den erwartungen vieler Bürgerinnen und Bürger zurück. 
Bei drei landtagswahlen im frühjahr 2017 musste die sPD empfindliche niederlagen hinnehmen, die ihrem 
Ansehen sehr geschadet und ihre chancen bei der Bundestagswahl nachhaltig verringert haben dürften.
erst mit einem halben Jahr Verspätung wurde deutlich, mit welchem Programm die sPD unter Martin schulz 
antreten will. Im Zentrum stehen dabei die stabilisierung der rente (aber keine rücknahme der erfolgten ren-
tenkürzungen), die steuerliche entlastung unterer und mittlerer einkommen, der übergang zu einer Bürger-
versicherung im Gesundheitssektor, der Ausbau der Kinderbetreuung und des Bildungswesens sowie die 
stärkung der Investitionen in Wissenschaft und forschung. für die eurozone ist eine Wirtschaftsregierung 
vorgesehen, in der eu sollen Ansätze des solidarischen Ausgleichs gestärkt werden. Wesentliche Punkte die-
ser Agenda könnten auch Teil der Vereinbarung einer Großen Koalition sein. Angela Merkel hat in der Vergan-
genheit ihre hohe flexibilität in diesen fragen bewiesen und sich im Konfliktfall auch gegenüber ihrer eigenen 
Partei durchgesetzt. es erscheint unrealistisch, dass es der sPD noch gelingen wird, sich vor der cDu/csu zu 
platzieren. Die übergroße Mehrheit traut Martin schulz und der sPD dies nicht mehr zu. Das von ihm verant-
wortete Wahlprogramm der sPD ist das eines «Weiter so» mit verstärkten sozial- und friedenspolitischen Ak-
zenten und Vorschlägen, die auf eine weitere Integration europas abzielen. Der anfänglich erwartete Bruch mit 
der neoliberalen Agenda von Kanzler schröder ist ausgeblieben, ein wirklicher Konflikt wird nicht gewagt und 
eine breite Mobilisierung der lohnarbeitenden unter einschluss sozialer Bewegungen von links findet nicht 
statt. Vorschläge, den schutz gegen die folgen von Arbeitslosigkeit und Weiterbildungsangebote auszuwei-
ten, verdichten sich nicht zu einem wirklichen Aufbruch, wie ihn Bernie sanders in den usA oder Jeremy cor-
byn in Großbritannien verkörpert haben.



7

Der cDu/csu ist es in den letzten Monaten sehr gut gelungen, der herausforderung durch die «Alternative für 
Deutschland» zu begegnen. Die rückläufigen Zahlen von Geflüchteten, die nach Deutschland kommen, eine 
restriktivere Politik gegenüber Asylsuchenden, der relative erfolg der im In- und Ausland ergriffenen Maßnah-
men – wie etwa der sogenannte flüchtlingsdeal mit der türkischen regierung – haben dazu beigetragen. cDu/
csu konnten in Wahlumfragen seit Anfang des Jahres 2017 um 6 Prozente zulegen und kommen derzeit auf 
39 Prozent. sie setzen vor allem auf die Themen steuerliche entlastung, mehr öffentliche Investitionen und in-
nere sicherheit. Dies entspricht ihrem Image als liberal-konservative Partei. 
Die fDP hatte 2013 erstmalig den einzug in den Bundestag verfehlt. Mittlerweile hat sie sich unter ihrem Vor-
sitzenden christian lindner wieder stabilisiert. es gelang ihr, erneut in eine reihe von landtagen einzuziehen. 
Mit hoher Wahrscheinlichkeit wird es der fDP auch bei den anstehenden Bundestagswahlen gelingen, die 
5-Prozent-hürde zu überwinden. Bei umfragen liegt sie gerade zwischen 7 und 10 Prozent. Damit könnte auch 
erneut eine Koalition zwischen cDu/csu und fDP (ggf. unter einschluss der Grünen) möglich werden. Die fDP 
konzentriert sich auf den Aufbau eines Images als Partei der Modernisierer und wirtschaftlichen erneuerer. 
sie hat das Thema Bildung und der Digitalisierung in den Vordergrund gestellt. sie will als Zukunftspartei und 
der individuellen freiheit wahrgenommen werden. fragen der steuerlichen entlastung sind weiterhin wichtig, 
aber nicht mehr zentral. sie will vermeiden, wieder als Partei der «Besserverdienenden» aufzutreten. In der eu 
drängt sie auf eine scharfe Austeritätspolitik gegenüber den schuldnerländern. Die Anforderungen an Migran-
ten will sie deutlich erhöhen.
Während die fDP eine revitalisierung zu gelingen scheint, sieht sich die Partei Die Grünen einer situation ge-
genüber, in der immer häufiger die frage nach ihrem politischen Gebrauchswert gestellt wird. Vor einem Jahr 
hatte sie noch umfrageergebnisse von bis zu 14 Prozent. Jetzt sind es zwischen 7 und 8 Prozent. Zum einen 
ist eine Politik der grünen Modernisierung bis weit ins lager der cDu/csu hinein in der Bundesrepublik inzwi-
schen Konsens, auch wenn die forderungen der Grünen in vieler hinsicht weiter gehender sind als die der Kon-
servativen, sozialdemokraten oder liberalen. Der umstieg auf erneuerbare energien soll wieder beschleunigt 
und die Massentierhaltung beendet werden. Wie die sPD fordern die Grünen die einführung einer Bürgerver-
sicherung im Gesundheitssektor. Weiter gehende Maßnahmen verlangen sie bei der regulierung des finanz-
sektors. forderungen nach einer umfassenden umverteilung zur finanzierung der sozialökologischen umge-
staltung der Gesellschaft, wie sie 2013 noch das Wahlprogramm prägten, sind dagegen zurückgenommen 
worden. Anders als 2013 arbeiten die Grünen diesmal einer möglichen Koalition mit der cDu/csu zu. sie er-
scheinen als scharnierpartei mit ökologischem schwerpunkt. Dies reicht, um ihre Kernwählerschaft zu binden, 
führt aber gegenwärtig nicht darüber hinaus.
cDu/csu, sPD, fDP und Grüne verfügen über hinreichende schnittmengen, um in sehr unterschiedlichen 
Konstellationen regierungsbündnisse einzugehen. Diese werden es erlauben, die gegenwärtige Politik mit ho-
her richtungskonstanz fortzusetzen und je nach Zusammensetzung der Koalition zugleich die schwerpunkte 
in die eine oder andere richtung zu verschieben. Der von sPD, fDP oder auch Grünen versprochene «Politik-
wechsel» wird sich auf einzelne felder konzentrieren. es wird ein «Politikwechsel light» sein. Der führungsan-
spruch der cDu/csu ist durch die jüngsten landtagswahlen gestärkt worden. Die Position von Angela Merkel 
erscheint nach nun fast zwölf, teilweise sehr krisenhaften Jahren wieder weitgehend unangefochten. Zugleich 
zeigen der kurzzeitige Aufstieg der Piratenpartei und dann der AfD sowie die großen umfrageschwankun-
gen im frühjahr 2017, dass der gesellschaftlich-politische untergrund des deutschen Parteiensystems großen 
spannungen ausgesetzt ist. Die relativ gute wirtschaftliche lage Deutschlands insgesamt und großer Teile der 
Bevölkerung haben bislang nur verhindert, dass diese spannungen nicht offen ausbrechen. neue Krisen und 
jähe Wendungen können alle Vorhersagen jederzeit über den haufen werfen.
Der Aufstieg der AfD als nationalkonservative Partei begann in etwa zeitgleich mit der finanz- und Wirtschafts-
krise. schnell bildeten sich in der Partei zwei flügel heraus: Während der nationalliberale flügel, der auf eine 
rückkehr zur D-Mark und eine neoliberale Wirtschaftspolitik setzte, an einfluss verlor, konnte sich ein Bündnis 
aus rechtspopulistischen, nationalkonservativen und rassistischen strömungen festigen. enge Beziehungen 
bestehen bei Teilen der Partei zu islamophoben Bewegungen und zu neofaschistischen Gruppen, die offen 
Gewalt gegen Geflüchtete und Asylbewerberheime sowie linke und andere demokratische Politikerinnen und 
Politiker befürworten. Die zukünftige strategie der Partei ist offen. Gerade weil einige Anliegen des rechtspopu-
listischen flügels von der herrschenden Politik aufgegriffen wurden, gibt es verstärkt Tendenzen, das rassisti-
sche und islamophobe Profil zu schärfen. Dies stößt aber auf Akzeptanzprobleme, auch in Teilen der bisherigen 
Wählerschaft. Die personellen und inhaltlichen Konflikte in der AfD führen dazu, dass sie anders als cDu/csu 
gegenwärtig deutlich weniger Bürgerinnen und Bürgern als wählbar erscheinen. Der bundesweite Zuspruch 
zur AfD hat sich gegenüber dem sommer 2016 halbiert: Bei Wahlumfragen kommt sie derzeit auf 7 Prozent.
es hat aus dem rechten Parteispektrum heraus in der Bundesrepublik in den letzten Jahren heftige Angriffe auf 
elemente der Gleichstellungspolitik, das recht auf sexuelle selbstbestimmung und andere errungenschaften 
der Kämpfe der frauen- sowie der Queer- und Transgender-Bewegung gegeben, verbunden mit dem (Wieder-)
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erstarken rassistischer ressentiments, die sich nicht nur gegen Geflüchtete richten. es zeigen sich hier die 
rechtsextremen völkischen Vorstellungen einer «weißen volksdeutschen» Gesellschaft. Zeitgleich ist es zu ei-
ner verstärkten Mobilisierung eines nicht parteiförmig organisierten spektrums fundamentalistisch-religiöser 
(insbesondere konservativ-christlicher) Zusammenhänge aus der Zivilgesellschaft gekommen, die antifeminis-
tische Positionen vertreten, konservative familienformen propagieren sowie das recht von frauen auf Abtrei-
bung bestreiten.

4 Zur rolle Der Gewerkschaften

Die Macht der deutschen Gewerkschaften ist vor allem im Dienstleistungsbereich durch Privatisierungen, Aus-
teritätspolitik, Branchenumstrukturierungen, die Ausweitung prekärer Beschäftigung und aggressive Arbeit-
geberstrategien massiv geschwächt worden. sozialpartnerschaftliche Aushandlungsprozesse finden vieler-
orts nicht mehr statt. Zahlreiche Auseinandersetzungen und streiks der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
sind im Grunde Abwehrkämpfe, wie etwa der große Arbeitskampf gegen Auslagerungen bei der Post (2015) 
oder der monatelange streik im einzelhandel (2013). Anders sieht das allerdings bei den Krankenhäusern aus, 
in denen, bedingt durch die zunehmende Kommerzialisierung des Gesundheitssektors, streiks des Pflegeper-
sonals nunmehr ökonomischen Druck ausüben können. Wenn beispielsweise im Vorfeld eines streiks Patien-
ten für geplante chirurgische eingriffe nicht aufgenommen werden können, entgehen Krankenhäusern damit 
erhebliche einnahmen. Auseinandersetzungen um den eklatanten Personalmangel in der Pflege haben in einer 
der größten Kliniken Deutschlands, in der charité Berlin, im April 2016 zum Abschluss eines Tarifvertrags ge-
führt, in dem erstmalig eine Mindestbesetzung geregelt ist. Dieser erfolgreiche Kampf stieß auf große reso-
nanz bei den Pflegebeschäftigten sowie in der Bevölkerung, woraufhin ver.di eine Tarifrunde für mehr Personal 
im Krankenhaus startete. Im sommer 2017 sind hier bundesweite Aktivitäten zu erwarten, die im Vorfeld der 
Bundestagswahl auch Druck hinsichtlich einer gesetzlichen Personalbemessung ausüben werden. 
Die IG Metall vertritt vor allem die Beschäftigten in den klassischen exportindustrien, in denen trotz Ausla-
gerungen, Trends hin zu mehr prekärer Beschäftigung, sinkender Tarifbindung und betrieblichen Absen-
kungstarifverträgen sozialpartnerschaftliche Aushandlungsprozesse immer noch vorherrschen. Der letzte 
flächendeckende streik in der Metall- und elektroindustrie fand im Jahr 2003 mit dem Ziel statt, die 35-stun-
den-Woche – die in Westdeutschland seit den 1980er Jahren gilt – endlich auch in Ostdeutschland einzufüh-
ren. Der streik endete mit einer niederlage. Vor der letzten Tarifrunde in der Metall- und elektroindustrie im Jahr 
2016 entwickelte die IG Metall allerdings ein neues Arbeitskampfkonzept, das die Ausweitung von Warnstreiks 
auf bis zu 24 stunden vorsieht. Damit eröffnet die IG Metall die Möglichkeit, eine weitere eskalationsstufe zwi-
schen eher symbolischen Warnstreiks und Vollstreiks einzuziehen. In der Tarifrunde in der Metall- und elektro-
industrie für das Jahr 2018 – in der es bezeichnenderweise auch um Arbeitszeiten gehen wird – wird sich zei-
gen, ob diese Kampfmaßnahme zur Anwendung kommen wird. 
Die deutschen Gewerkschaften zeichnen sich durch eine traditionell starke nähe zur sozialdemokratie aus, 
wobei das Verhältnis durch die beschäftigten- und gewerkschaftsfeindliche Politik der sPD-geführten Bundes-
regierung (stichwort: Agenda 2010) und die Gründung der Partei DIe lInKe im Jahr 2007 zwischenzeitlich dis-
tanzierter geworden ist. Im Zuge der finanz- und Wirtschaftskrise 2008/09 bemühte sich die schwarz-rote re-
gierung stärker, über die Zahlung von Kurzarbeitergeld, Prämien für den Autokauf etc. Teile der Gewerkschaften 
in ihre Krisenbewältigungsstrategien einzubinden (stichwort: Krisenkorporatismus). Dass ihr das in Bezug auf 
die Industriegewerkschaften gelungen ist, zeigt sich auch an dem im Jahr 2015 von IG Metall, dem Bundesver-
band der Deutschen Industrie (BDI) und der Bundesregierung ins leben gerufenen Bündnis «Zukunft der Indus-
trie», das sich die stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des standorts Deutschland und die förderung von Inves-
titionen zum Ziel gesetzt hat und später um die kleineren Industriegewerkschaften erweitert wurde. 
Grundsätzlich ist in allen Gewerkschaften derzeit wieder eine stärkere hinwendung zur sPD zu registrieren. Al-
lerdings konnte DIe lInKe im Kreis der mittleren, eher jüngeren funktionäre fuß fassen und stößt in einigen 
Branchen, in denen sie sich engagiert in Arbeitskämpfe einbrachte, auch im Bereich der betrieblichen Aktiven 
auf eine überdurchschnittlich große Zustimmung. 

5 DIe parteI DIe lInke Im wahl- unD rIchtunGskampf

Aus europäischer sicht ist DIe lInKe in Deutschland ein erfolgsprojekt. Ihre Quellparteien sind zum einen 
die frühere PDs (Partei des Demokratischen sozialismus), die aus der staatskommunistischen Partei der DDr 
(seD) heraus entstanden ist, und zum anderen die WAsG (Wahlalternative Arbeit & soziale Gerechtigkeit), in 
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der sich 2004 in reaktion auf die neoliberale Wende der sPD linke sozialdemokraten, sozialistische Intellektu-
elle und (Gewerkschafts-)Aktivistinnen zusammengeschlossen haben. 
Die Partei DIe lInKe ist die einzige Partei in europa mit ost- und westeuropäischer Geschichte. In ihr mussten 
sich linke in Ost und West mit den eigenen fehlern und Irrtümern der Vergangenheit auseinandersetzen. sie 
war in der lage, sich im Prozess der Parteibildung programmatisch und strategisch neu auszurichten – zu-
nächst als Partei des demokratischen sozialismus, dann als Partei, die zusammen mit der WAsG eine gesamt-
deutsche lInKe bildete – eine Art «Brückenpartei» einer breiteren pluralen linken. Gerade aus sicht von linken 
aus den postsozialistischen ländern europas, in denen die einst führende politische Klasse der kommunis-
tischen oder sozialistischen staatsparteien zu beträchtlichen Teilen zu führenden Kadern des übergangs zu 
postsozialistischen Varianten eines finanzmarktkapitalismus mutierten, ist die deutsche lInKe bemerkens-
wert. Vor allem jene, die bereits in den 1980er Jahren nach alternativen Wegen zum sozialismus suchten, bilde-
ten das «personelle und intellektuelle Gerüst» dieser neuen Partei, deren Programmatik sich an der Marx’schen 
Befreiungsthese orientiert, auf dem Weg zu einem demokratischen sozialismus die frage von Gleichheit, frei-
heit und Gerechtigkeit neu zu denken: freiheit ohne Gleichheit ist Ausbeutung und Gleichheit ohne freiheit un-
terdrückung. Ziel ist eine Gesellschaft, in der die Güter der freiheit, Demokratie wie soziale sicherheit, frieden 
wie ökologischer reichtum national, europäisch und global jeder und jedem zugänglich sind. 
heute gehört DIe lInKe neben der griechischen syrIZA, den linksparteien in spanien (die 2016 als unid@s 
Podemos bei den Wahlen antraten), Portugal (Bloco de esquerda und Kommunistische Partei Portugals) und 
nun auch wieder in frankreich (la france insoumise und Kommunistische Partei frankreichs) zu den starken 
linksparteien in europa. Mit ihrer parlamentarischen Verankerung liegt sie hinter den linken in Griechenland, 
spanien, Portugal und Zypern stabil zwischen 8 und 10 Prozent. Damit ist sie ähnlich stark wie die linksparteien 
in Tschechien, Irland, den niederlanden und frankreich.
strategisches Ziel der Partei DIe lInKe ist eine dezidiert linke sozialökologische und solidarische Politik und die 
Abkehr von neoliberalen Orientierungen und Konzepten. sie will dazu beitragen, einen richtungswechsel der 
Politik durchzusetzen. Die linkspartei hätte bei einem «Politikwechsel light» keinen wirklichen Platz in einer re-
gierungskoalition auf Bundesebene, weil sie erstens dafür gar nicht gebraucht wird und zugleich ihr eigenes 
Profil verlieren würde. es wäre der sichere Weg in die Bedeutungslosigkeit. Besondere soziale oder auch frie-
denspolitische Anliegen kann sie unter den Bedingungen eines «Politikwechsels light» wie bisher mehr oder 
minder wirkungsvoll aus der Opposition heraus vertreten und dadurch Politik beeinflussen. über zwölf Jahre 
hindurch hat ihr dies Wahlergebnisse von 8 Prozent und mehr beschert. eine strategie des «Weiter so», nur 
etwas anders, kann sehr erfolgreich von csu, cDu, fDP, Grünen und sPD umgesetzt werden. Bei strafe ihres 
eigenen untergangs und des Ausfalls jeder linken Opposition zum sozialliberalismus in Deutschland gilt dies 
jedoch nicht für die linkspartei. Ihr Ziel, so zeigt auch der jüngste Parteitag, ist nicht die Beteiligung an einer 
Mitte-links-regierung, sondern die schaffung der Voraussetzungen für eine linke regierung in Deutschland 
und die Beteiligung der lInKen daran. Diese Bedingungen sind aber gegenwärtig nicht gegeben, wie der Aus-
gang der letzten landtagswahlen, die Positionierungen von spitzenkandidatinnen und -kandidaten der sPD, 
der Grünen und auch der linkspartei sowie deren umfragewerte deutlich machen.
Jene, die auf einen richtungswechsel der Politik drängen, sehen bei der Dominanz eines «Weiter so» die eu 
als Ganzes und die eurozone im Besonderen in Gefahr. sie warnen vor einem Auseinanderbrechen. sie gehen 
davon aus, dass heftige erschütterungen durch weitere finanz- und Wirtschaftskrisen, Terror und Krieg sowie 
ökologische Katastrophen bevorstehen und dass unsere Gesellschaft durch zunehmende Verunsicherung und 
Abstiegsängste größerer Teile der Bevölkerung zu zerfallen droht. Mit einem muddling through könne nur Zeit 
geschunden werden. Der sprengstoff für die Zukunft, so die Annahme der Befürworter eines richtungswech-
sels, werde so weiter aufgehäuft, während die Abwehrkräfte geschwächt würden.
Die Grundzüge einer Politik des richtungswechsels sind oft diskutiert worden. Die vier Grundsäulen sind Ge-
rechtigkeit, sicherheit, einstieg in den sozialökologischen umbau der Gesellschaft und eine sehr offensive 
Politik der solidarität und gemeinsamen entwicklung in der eu und gegenüber ihren nachbarn. eine solche 
Politik beginnt mit umverteilung – von den vermögenden privaten haushalten und unternehmen hin zu den 
öffentlichen und von oben nach unten. Wer die umverteilungsfrage nicht stellt, meint es weder mit Gerechtig-
keit noch gesellschaftlichem umbau ernst. Ohne eine massive umverteilung lassen sich die fundamente von 
sicherheit – Bildung, Gesundheit, Pflege, Integration, Kultur und auch eine ausreichende Polizeipräsenz – nicht 
im notwendigen Maße gewährleisten bzw. ausbauen. Gerade komplexe und fragmentierte Gesellschaften sind 
auf den reichtum des öffentlichen sektors angewiesen. Messen lassen muss sich eine solche Politik auch da-
ran, dass sie ein rentensystem schafft, das nicht nur armutsfest ist, sondern den erreichten lebensstandard 
wieder zu sichern vermag.
Auf der Grundlage von gerechter umverteilung und sicherheit in einem umfassenden sinne können dann auch 
andere Zukunftsfragen angegangen werden: zum Beispiel die ökologische sanierung des gesamten Gebäude-
bestands unserer städte, eine energiewende, die die Produktion und Versorgung in die hände der Kommunen, 
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der regionen sowie sich miteinander vernetzender Genossenschaften legt und der Abkehr von der Atomkraft 
auch den Kohleausstieg folgen lässt, eine Verkehrswende, die den Weg zu einer autoarmen und mobilitätsrei-
chen Gesellschaft der Zukunft öffnet, Internetbibliotheken mit freiem Zugang zum Wissen der Gegenwart und 
der Vergangenheit. Der deutsche staat sollte Geld für umfangreiche experimente mit neuen Produktions- und 
lebensweisen bereitstellen, beginnend beim Grundeinkommen (wie in finnland) über den entgeltfreien öf-
fentlichen Personennahverkehr (wie in estlands hauptstadt Tallinn) bis hin zu klimaneutralen Kommunen (wie 
es z. B. ludwigsburg anstrebt). In Zeiten der unsicherheit sind Vielfalt und experimente die entscheidenden 
Voraussetzungen, um für die Zukunft zu lernen und um auf Krisen schnell und intelligent reagieren zu können.
Diese Ansätze sind auch eu-weit von Bedeutung. Den Jahrzehnten der Integration europas über die Märkte 
und Konkurrenz der standorte, Jahrzehnten einer negativen Integration also, müssen jetzt Jahrzehnte folgen, 
in denen eine positive Integration, die auf solidarität und Kooperation setzt, im Vordergrund steht. eine Wäh-
rungszone ohne eine aktive umverteilung, mit der die entwicklungspotenziale aller Mitglieder gestärkt werden, 
kann keinen Bestand haben. eine union formal gleicher staaten, in der die starken die schwächen abhängen, 
ist dem untergang geweiht. Das immer wieder beschworene friedensprojekt eu lassen wir uns derzeit nur 
1,2 Prozent des Bruttosozialprodukts kosten. Das kann nicht funktionieren. und immer mehr Anrainerstaaten, 
in denen die Menschen die hoffnung auf ein würdiges leben verloren haben, gehen in Bürgerkrieg und Terror 
unter, angeheizt durch externe Parteien und Militärinterventionen. Die europäische Politik hat die notwendigen 
Konsequenzen aus dieser lage noch längst nicht gezogen. Die bisherige Krisenpolitik hat den Zusammenbruch 
der eurozone zwar verhindert, aber keine solidarische entwicklungsdynamik ausgelöst.
Dies alles hat auch eine geschlechterpolitische Dimension: eine linke feministisch-gesellschaftspolitische Po-
sition, wie sie auch in Wahlprogramm und strategischen überlegungen der Partei DIe lInKe eine rolle spielt, 
orientiert die gesellschaftlich drängende frage nach einer grundlegenden umstrukturierung des Verhältnisses 
von care- und erwerbsarbeit auf eine transformative Perspektive, die nicht einfach auf die «Vereinbarkeit» von 
familie und Beruf auf Kosten von frauen gerichtet ist. Vielmehr steht die grundlegende frage nach einer neu-
strukturierung der gesamten sozialen reproduktion zur Diskussion: Wie kann eine geschlechtergerechte und 
sozialökologische Transformation der Gesellschaft aussehen, die den Zusammenhang von Arbeits- und care-, 
von ernährungs- und Versorgungsstrukturen solidarisch herstellt?
DIe lInKe will in breiten Bündnissen eine postneoliberale soziale und ökologische Transformation des Kapita-
lismus erreichen. Aber bereits im rahmen des Kapitalismus unterstützt sie, orientiert an sozialistischen Werten, 
Projekte des einstiegs in eine entwicklung über den Kapitalismus hinaus. DIe lInKe schickt sich programma-
tisch an, eine demokratische innersystemische Transformation des Kapitalismus mit einer systemüberschrei-
tenden Transformation zu verschränken – zu einer doppelten Transformation. DIe lInKe beschränkt sich nicht 
darauf, in der Abwehr neuer konservativer und marktliberaler Angriffe einen erträglicheren Kapitalismus errei-
chen zu wollen und erst danach, säuberlich getrennt von diesem voraussichtlich langwierigen Prozess, eine 
sozialistische Gesellschaft anzustreben. Vielmehr sucht sie in den gegenwärtigen Kämpfen um jede nur mög-
liche Verbesserung für die Mehrheit der Bevölkerung gemeinsam mit anderen Kräften nach Ansätzen für ein 
wachsendes Gewicht potenziell sozialistischer Prozesse, Institutionen und Projekte. Im erfurter Programm der 
linkspartei von 2011 heißt es daher: «Dieser Prozess wird von vielen kleinen und großen reformschriften, von 
Brüchen und umwälzungen mit revolutionärer Tiefe gekennzeichnet sein.»
Die Partei DIe lInKe hat bei den Wahlen im zurückliegenden Jahr vor allem in den stadtstaaten Berlin, ham-
burg und Bremen gute ergebnisse erzielt, während sie in den flächenstaaten geringere Gewinne verbuchen 
konnte, zum Teil auch deutliche Verluste hinnehmen musste. Auffällig ist, dass die Partei gerade in den Mili-
eus und schichten (Arbeiterinnen und Arbeiter, Personen mit mittlerem Bildungsabschluss, Altersgruppe zwi-
schen 45 und 60 Jahren) relativ stark verloren hat, in denen sie in den Jahren 2005 bis 2010 überdurchschnitt-
lich zugelegt hatte. Dafür gewann sie bei den unter 35-Jährigen überdurchschnittlich stark hinzu, vor allem in 
universitären und akademischen Kreisen. Die Gewinne können die Verluste nicht kompensieren, allein schon, 
weil die jüngeren Alterskohorten kleiner sind als die älteren. Die aktuellen Zugewinne bei bestimmten Bevölke-
rungsgruppen können jedoch auf die eindeutige Positionierung der Partei in gesellschaftlichen Debatten über 
globale Gerechtigkeit, Gleichheit, Zuwanderung und erstarken der rechten im populistischen Gewand zurück-
geführt werden. 
Das im Juni 2017 verabschiedete Wahlprogramm der Partei DIe lInKe stellt vor allem die Interessen ihrer 
stammwählerinnen und -wähler in den Vordergrund (gute Arbeit, sichere rente, gerechte sozialsysteme) und 
verbindet diese mit den emanzipatorischen Anliegen einer feministischen, antirassistischen und antimilita-
ristischen Politik sowie dem Projekt europäischer und internationaler solidarität. Das letztere sind Anliegen, 
die insbesondere den jüngeren und akademisch geprägten Gruppen wichtig sind, die sich der Partei neu zu-
gewandt haben. Damit wird das jetzige Profil ergänzt und in gewisser Weise stabilisiert. Weiter gehende fra-
gen werden sich erst nach der Bundestagswahl im september stellen. Die linke in Deutschland muss sich 
darauf einstellen, zum einen unter den Bedingungen einer ständig gefährdeten und fragilen neoliberalen Wei-
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ter-so-Politik konkrete soziale, ökologische, demokratie- sowie friedenspolitische Themen und forderungen 
auf die Tagesordnung zu setzen und so die Politik zu beeinflussen. Zugleich muss noch intensiver daran gear-
beitet werden, die Voraussetzungen für einen politischen richtungswechsel herbeizuführen, dazu einen wirk-
samen gesellschaftlichen und politischen Dialog zu pflegen, klare Konfliktlinien aufzubauen und sich auf noch 
heftigere Krisensituationen vorzubereiten. Dies verlangt, mit den Widersprüchen einer derartigen Doppelstra-
tegie in angemessener Weise umzugehen.
erneut stellt sich die frage: Was kann getan werden, dass aus einer flüchtigen Beziehung zwischen Partei und 
neuer Wählerschaft eine feste Beziehung entsteht, ohne Teile der stammwählerinnen und -wähler zu vergrau-
len? es geht um ein solidarisches unten-Mitte-Bündnis verschiedener Milieus – ein Bündnis, das von lang-
zeiterwerbslosen, leiharbeiterinnen und -arbeitern, Beschäftigten im Pflege-, Gesundheits- und Bildungswe-
sen bis hin zu akademischen Kreisen mit sozialer einstellung auf der suche nach umfassenderen Alternativen 
reicht. es müsste erstens möglichst viele von den Menschen erreichen, deren persönliche lage schlecht ist 
und die mit der herrschenden Politik zutiefst unzufrieden sind. sie gehören zu denen, die starke Zukunftssor-
gen haben und sich von Veränderungen bedroht fühlen. Zweitens geht es um jene, die zwar noch gut über die 
runden kommen, aber ständig gehetzt und überarbeitet sind, weil sie unter anderem vor der Aufgabe stehen, 
die sehr gegensätzlichen Anforderungen in der erwerbswelt und in der familie zu erfüllen. und es ginge drit-
tens um kritische, gut gebildete fachkräfte, die selbst über weitreichende Teilhabechancen verfügen, aber den 
eindruck haben, dass es grundsätzlicher Veränderungen bedarf, um die vielen drängenden Zukunftsprobleme 
zu lösen. sie suchen nach neuen Möglichkeiten, sich zu engagieren und die Gesellschaft sozialökologisch zu 
verändern. Viele haben radikaldemokratische einstellungen. ein solches Bündnis würde einen «Dritten Pol», 
einen «Pol der solidarität» im Gegensatz zur neuen rechten und zu den neoliberalen Orientierungen in der Ge-
sellschaft bilden. 
ein solcher «Dritter Pol» existiert schon «an sich», am sichtbarsten ist er sicherlich in den unzähligen Willkom-
mens- und Bürgerinitiativen sowie in den diversen sozialen Bewegungen. er hat aber noch keinen entsprechen-
den politischen Ausdruck gefunden. Daran gilt es zu arbeiten, sollen die Bedingungen für einen richtungs-
wechsel in der Gesellschaft – und an der regierung – geschaffen werden. hier ist die lInKe ein unverzichtbarer 
Teil und Motor. sie ist in der Pflicht, den parteipolitischen raum, den sPD und Grüne lassen, von links offensiv 
zu besetzen. eine Verankerung des «Dritten Pols» zeigt sich bisher vor allem in der «solidarischen Mitte», über-
durchschnittlich stark bei den formal höherqualifizierten, in urbanen Milieus und Klassenfraktionen. noch fin-
det er sich kaum in den popularen Klassen, in der bedrohten Mitte und im Prekariat. Dieses Problem gilt auch 
für die Partei DIe lInKe, die mittlerweile stark akademisiert ist. für ein unverzichtbares Mitte-unten-Bündnis 
fehlt weitgehend das «unten». Die linke erreicht große Teile der popularen Klassen nicht mehr, verliert sie an 
die rechten. noch häufiger ziehen diese sich zurück, gehen erst gar nicht mehr wählen. Diese klassenspezifi-
sche entmutigung ist ein existenzielles Problem für die gesamte linke. 
Daher ist ein Perspektivenwechsel erforderlich: es braucht eine neue Klassenpolitik, die die Vielfältigkeit von 
Interessen des linken Mosaiks nicht negiert und die alten fragen des «Was tun?» und «Wer tut es?» neu stellt. 
es gibt Gegner und sie müssen klar benannt werden. ein bloßes Zurück zum alten Klassenkampf kann es nicht 
sein. rassismus, Geschlechterverhältnisse und soziale fragen sind untrennbar miteinander verwoben. Diffe-
renzen sollten nicht als nebenwiderspruch behandelt, sondern Interessen aktiv verbunden werden. Das geht 
nur, wenn man es mit den leuten selbst macht, in ihrem lebensalltag präsent ist, sich gemeinsam mit ihnen in 
den Vierteln und im Betrieb organisiert, Menschen hilft, sich selbst zu ermächtigen. Auf dieser Basis kann auch 
die Glaubwürdigkeit von Parteipolitik zurückgewonnen werden, auf die eine funktionierende parlamentarische 
Vertretung angewiesen ist. Konkret heißt das, rauszugehen, reale Verbindungen mit den popularen Klassen 
aufzubauen. eine stärkere soziale Basis zu organisieren ist unverzichtbar, um als linke wirksam zu werden. ei-
niges ist durch die Partei DIe lInKe in den letzten Jahren bereits auf den Weg gebracht worden, etwa mit Or-
ganizing-Projekten in sozial benachteiligten stadtteilen oder einem «aufsuchenden Wahlkampf», bei dem man 
nicht länger darauf wartet, dass die Menschen zu einem kommen, sondern zu ihnen nach hause geht. 
Die Partei DIe lInKe hat hier eine Verantwortung, der sPD und Grüne sich (bisher) nicht stellen wollen: sie 
muss eine Alternative verkörpern, die mit der Politik des «Weiter so» bricht. und zugleich besteht die chance, 
mit einer «neuen» feministischen, antirassistischen und ökologischen Klassenpolitik den falschen Gegensatz 
zu den vermeintlich weichen Themen zu überwinden. feminismus und Ökologie sind nicht nur elitethemen – 
es sind Klassenfragen. nur zusammengedacht lässt sich der «Knoten» aus unterschiedlichen herrschaftsver-
hältnissen durchtrennen. eine neue Klassenpolitik lässt sich außerdem nicht im nationalstaatlichen rahmen 
denken. sie muss internationalistisch für globale soziale rechte eintreten, wenn sie nicht neue Ausschlüsse 
produzieren soll. Denn die Klasse selbst ist vielfältig: sie ist auch weiblich, migrantisch, vielfarbig, verfügt über 
diverses Wissen und verschiedene Qualifikationen, hat unterschiedliche sexuelle Orientierungen, kulturelle 
Identitäten und Praxen. und längst ist sie über transnationalen Produktionsketten in der Arbeit miteinander 
verbunden, zumindest wird sie grenzüberschreitend ausgebeutet. Die soziale frage muss also auch aus der 
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Perspektive der Migration gestellt werden. ein Ansatz, der die universellen sozialen, kulturellen und politischen 
rechte ernst nimmt, ergänzt dabei einen klassenbasierten Ansatz. Beide zielen auf Organisierung und ge-
meinsame Aneignung von gesellschaftlichen lebensbedingungen. es geht um die solidarische Bearbeitung 
von Widersprüchen, um eine neue Klassenpolitik, die sich mit einer demokratischen lebensweise verbindet. 
Dies aber ist ohne die Perspektive einer grundlegenden gesellschaftlichen Transformation unmöglich. unsere 
Vorstellungen von einer solidarischen, demokratischen, feministischen, antirassistischen Postwachstumsper-
spektive gilt es bei einem neuen alten, bei einem unabgegoltenen namen zu nennen und gemeinsam dafür zu 
streiten, was er im 21. Jahrhundert bedeuten soll: sozialismus – eine gute, eine solidarische, eine gerechte Ge-
sellschaft, das einfache, das schwer zu machen scheint. nicht alle werden dies unterschreiben können, aber 
eine Transformationslinke sollte innerhalb des Mosaiks für einen solchen sozialismus stehen.


